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Nachanalyse der eidgenössischen Abstim m ung vom 11./12. Juni 77

Ergebnisse von R epräsentativum fragen in der deutschen und französischen 
Schweiz

Die Analyse der eidgenössischen A bstim m ung vom 12. Juni über die neue F i­
nanzordnung besitzt ein besonderes Gewicht. B undesrat, Parlam ent, säm tliche 
Regierungsparteien und mit wenigen A usnahm en alle grossen W irtschaftsver­
bände hatten die Vorlage unterstützt. Dennoch sprach sich das Volk mit grös­
ser M ehrheit gegen das Finanzpaket aus. Sicher, der Entscheid kam  für alle 
jene, die das Stimmungsbild in den letzten M onaten und W ochen vor der A b­
stim m ung aufm erksam  verfolgt hatten , nicht überraschend. Wie das Nein des 
Souveräns aber ausgelegt werden soll, darüber waren und sind sich weder die 
Gegner noch die Befürworter der Vorlage einig. Teilte das Paket ganz einfach 
das Los jeder eidgenössischen Finanzvorlage, deren Schicksal es nun einmal ist, 
im ersten A nlauf zu scheitern? W ar es ein Nein gegen m ehr Steuern oder ein 
erneuter, unm issverständlicher Sparbefehl des Volkes an die Adresse der R e­
gierung? Angesichts der grossen Bedeutung, die der Vorlage allgemein beige­
messen wurde, sollten die Antworten auf solche Fragen nicht au f Spekula­
tionen beruhen. Oberstes Ziel unserer Analyse muss darum  sein, statistisch ge­
sichertes M aterial zu liefern, das eine Gewichtung der tatsächlichen Entscheid- 
motive erlaubt.
Nach dem Verdikt vom 12. Juni können Bundesrat und Parlam ent nicht ein­
fach zur Tagesordnung übergehen. Das Loch in der Bundeskasse ist geblieben. 
Es wird sich weiter vergrössern, wenn nichts geschieht. Der Frage nach dem 
”w arum ” des negativen Volksentscheides folgt darum  sogleich die Frage nach 
dem ” wie weiter” . M it seinem schon im F rühjahr veröffentlichten Finanzplan 
für die Jahre 1978/79 und mit dem neuen F inanzprogram m , das knapp einen 
M onat nach der schicksalsschweren A bstim m ung vorgestellt wurde, hat der 
Bundesrat den Weg vorgezeichnet. Ob es der richtige ist, vermögen wir mit den 
Ergebnissen unserer Um frage nicht abschliessend zu entscheiden. Unsere d i­
rekte Frage nach Lösungsalternativen bringt aber eine Präferenzordnung zu 
Tage, an der m an im Blick au f die zukünftige Finanzpolitik des Bundes wohl 
kaum  ohne weiteres vorbeisehen kann.
Neben der diesmal im Vordergrund stehenden Analyse der A bstim m ungs­
motive und Lösungspräferenzen haben wir ähnlich wie in der Analyse zur A b­
stim m ung vom 12./13. M ärz die Stimmbeteiligung, den K enntnisstand und die 
M einungsbildung unter die Lupe genommen. Zusätzlich versuchten wir abzu­
klären, wie weit die von der gesamtschweizerischen Partei abweichenden A b­
stim m ungsparolen von K antonalparteien die Stim m bürger beeinflusst haben. 
Schliesslich durfte  auch ein Blick auf die zweite, ganz im Schatten des Zug­
pferdes "F inanzpaket” stehende Vorlage nicht völlig fehlen: au f den Bundes­
beschluss über die Steuerharm onisierung.



DAS FINANZPAKET

1. Die Gegner und Befiirworter

W elche G ruppen der Stim m bürger haben das Finanzpäket überdurchschnitt­
lich un terstü tzt? In welchem politischen Lager ist die Vorlage au f den grössten 
W iderstand gestossen?
In Tabelle 1 haben wir die durchschnittlichen Ja und Nein Stimmen-Anteile 
nach wichtigen M erkm alsgruppen ausgeschieden. Berücksichtigt wurden nur 
jene Befragten, die angaben, an der A bstim m ung teilgenommen zu haben. Ihr 
Stim m verhalten entspricht m it 37,4% Ja gegen 57,7% Nein relativ genau dem 
tatsächlichen Abstim m ungsresultat. 4,9% der Befragten verweigerten die A nt­
wort. Weil dieser Anteil von M erkm alsgruppe zu M erkm alsgruppe recht stark 
variiert, haben wir zum  besseren Vergleich der Resultate für jede M erkm als­
gruppe die Differenz zwischen Nein und Ja Stimmen-Anteilen berechnet (letzte 
Kolonne der Tabelle). Je grösser die Differenz, je negativer die Einstellung der 
entsprechenden M erkm alsgruppe zum Finanzpaket.

Tabelle 1

Von den geprüften M erkm alen besitzen nur das Geschlecht und die Zugehö­
rigkeit zu einer der beiden Sprachregionen keinen nachweisbar signifikanten 
Einfluss au f das A bstim m ungsverhalten der entsprechenden Stimmbürger. 
Eine zwar schwache, aber statistisch doch signifikante Beziehung lässt sich 
zwischen dem Stimmverhalten und den M erkm alen Alter sowie Wohnregion 
(S tadt/L and) nachweisen (Chi-Q uadrat Signifikanzniveau 0,1). Der Vorlage 
weniger günstig gesinnt waren die jüngeren Stim m bürger (20-39 J.) sowie die 
Bewohner ländlicher Gegenden. Für die Bewohner ländlicher Gebiete wäre 
allerdings eine zusätzliche Differenzierung notwendig, die wir in unserer U m ­
frage nicht vorausgeplant haben. Ein Blick au f die Abstim m ungsresultate der 
einzelnen Verwaltungsbezirke weist au f eine starke Befürwortung im subven­
tionsbedürftigen Berggebiet. Ausserhalb der alpinen Regionen ergibt sich je ­
doch ein anderes Bild. Hier steigt der Prozentsatz an Nein Stimmen m it dem 
Anteil der bäuerlichen Bevölkerung im Verwaltungsbezirk (1).
Die eindeutig wichtigsten M erkm ale für eine bestim m te Einstellung des 
Stim m bürgers zum Finanzpaket sind sein Beruf, seine Parteisym pathie sowie 
das M ass seiner politischen Integration (C hi-Q uadrat Signifikanzniveau 0,05)
(2). Die G egner des Finanzpaketes rekrutierten  sich hauptsächlich aus den 
höchsten und niedrigsten Bevölkerungsschichten sowie aus dem Lager des selb­
ständigerw erbenden M ittelstandes (ohne Landwirte). Die Nein Stimmen-Antei- 
le der am stärksten  verwerfenden Berufsgruppen liegen um  20% über den A n­
teilen anderer, dem Finanzpaket günstiger gesinnter G ruppen. U ntere Ange­
stellte/B eam te und Landwirte haben die Vorlage sogar angenommen. Auf-



Tabelle 1 Das Stimmverhalten nach wichtigen Merkmals gruppen

Merkmalsgruppen Ja Nein Differenz
(Anteil in %)

Total (tatsächliches Abstimmungsresultat) 41 59 18

Total (Umfrage) 37 58 21

Geschlecht Mann 39 57 18
Frau 36 59 23

Alter 20-39 Jahre 34 65 31
40-64 Jahre 40 54 14
65-84 Jahre 37 52 15

Sprachregion Westschweiz 38 59 21
deutsche Schweiz 37 55 18

Wohnregion Stadt/Agglomeration 36 61 25
Land 39 53 14

Beruf Leitende Angestellte/Beamte 
und selbständig Erwerbende 33 63 30
Angestellte/Beamte in mittleren 
Positionen 44 53 9
Untere Angestellte/Beamte 48 44 - 4
Landwirte 56 41 -15
Arbeiter/manuell Tätige 30 64 34
Übrige (Rentner, Studenten..) 29 67 38

Parteisympathie Parteien mit Ja-Parole 46 49 3
Parteien mit Nein-Parole 29 71 42
Keine Parteipräferenz 23 71 48

CVP 48 48 0
FDP 40 54 14
SP 48 46 - 2
SVP 50 43 - 7
Landesring (LdU) 50 50 0
Liberal Partei (LPS) 21 79 58
Evangelische Volkspartei (EVP) 50 50 0
Partei der Arbeit (PdA) 0 100 100
NA/Republikaner 0 100 100

Politische Hoch 62 37 -25
Integration Mittel 33 61 28

Tief 11 85 74



schlussreich ist der scharfe Gegensatz zwischen A rbeitern und unteren Ange­
stellten/B eam ten, von zwei Berufsgruppen, die sich politisch meist ähnlich ver­
halten. Bei den unteren A ngestellten/Beam ten handelt es sich zu einem grossen 
Teil um  Angehörige des Personals nicht privatw irtschaftlicher U nternehm un­
gen. Deren E inkünfte sind von einer gesunden Finanzlage der öffentlichen 
H and abhängig.
U ntere Angestellte/Beam te sind neben den Arbeitern die wichtigste R ekru­
tierungsbasis der Sozialdem okratischen Partei. Ihre positive H altung zum Fi­
nanzpaket erk lärt so das in bezug auf die Parteiparole schmeichelhafte Resul­
ta t der SP. Von den grösseren Parteien, die m it Ausnahme des Landesrings alle 
die Ja Parole ausgegeben hatten, haben nur die Sym pathisanten der SP der 
Vorlage gesam thaft zugestimmt. Innerhalb der SVP muss es dabei wie in der 
SP zu einer Interessenspaltung gekommen sein. Ih r gewerblicher Flügel hat 
sich gegen, ihr bäuerlicher Flügel für das F inanzpaket ausgesprochen. Der 
grösste W iderstand gegen die neue Finanzordnung hat sich aber im Lager des 
Freisinns und der liberalen Partei gebildet. Die Sym pathisanten der liberalen 
Partei (2% aller Parteisym pathisanten) haben die Vorlage sogar stärker ver­
worfen, als dies Anhänger aller jener Parteien durchschnittlich taten , welche 
die Nein Parole ausgegeben hatten. Von diesen bewiesen die Sym pathisanten 
des Landesrings die eindeutig schwächste Parteidisziplin.
Im Nein der Stim m bürger m it geringer politischer Integration widerspiegelt 
sich die überdurchschnittliche V ertretung von G ruppen, die wir bereits als 
G egner des Finanzpaketes identifiziert haben (Arbeiter, Extreme Linke und 
Rechte). Die Eindeutigkeit des Entscheides weist aber zusätzlich au f ein E n t­
scheidmotiv hin, das diese M erkm alsgruppe in besonderem  Masse charak teri­
siert: das Nein als Stellungsnahm e gegen das politische Establishm ent, das mit 
allen zur Verfügung stehenden M itteln zu versuchen schien, dem "V olk” ein Ja 
zu entlocken.

2. Entscheidmotive

M it der Identifizierung der hauptsächlichen Gegner und Befürworter der Vor­
lage sind wir den wichtigsten Entscheidm otiven schon teilweise au f die Spur ge­
kommen. Angesichts der politischen H eterogenität der Gegner der Vorlage ist 
anzunehm en, dass ihr Nein verschiedene U rsachen besitzt. Diese Verm utung 
wird bestätigt, wenn wir die Motive analysieren, welche die Gegner au f eine 
offene Frage nam haft gem acht haben. In Tabelle 2 haben wir die Entscheid­
motive aller Nein Stim m enden zusam m engestellt. Neben dem jeweiligen Anteil 
an Nennungen sind alle jene M erkm alsgruppen aufgeführt, die ihr Nein über­
durchschnittlich m it dem  entsprechenden Motiv begründeten.



Tabelle 2 Die Entscheidmotive der Gegner des F inanzpaketes

Argum ent Anteil in % Ü berproportional vertre-
der Nennungen tene M erkm alsgruppen

1) M ehrwertsteuer führt zu Preis­
steigerungen (wirkt inflationär)

2) Der Bund soll sparen

3) Die M ehrwertsteuer ist unge- 
gerecht/nicht sozial

4) Die Steuern sind schon 
jetzt zu hoch

5) Der adm inistrative M ehrauf­
wand ist für einen K lein­
betrieb un tragbar

6) Es gibt bessere Lösungen 
(ohne zu präzisieren)

7) Der Ansatz von 10% ist zu hoch

8) Die M ehrwertsteuer passt nicht 
in die heutige W irtschaftslage

9) Die M ehrw ertsteuer fordert 
die Bürokratie

10) Das Defizit des Staates ist 
nicht zu hoch

Anderes; undifferenzierte 
Ablehnung

25 Frauen 
A rbeiter
Parteien m it Nein-Parolen 
Geringe pol. Integration

25 Leitende A ng./Beam te 
und selbst. Erwerbende 
FD P

16 Parteien m it Nein-Parolen 
CVP, PdA
U ntere A ng./B eam te 
Geringe pol. Integration

8 Westschweizer 

4 SVP

3

2

10

In den drei am häufigsten genannten A blehnungsgründen (2/3 aller Antwor­
tenden) und den entsprechenden M erkm alsgruppen widerspiegelt sich deutlich 
das "linke” und das "rech te” Nein zum Finanzpaket. Für die Angehörigen



unterer Bevölkerungsschichten und für die A nhänger der diese hauptsächlich 
vertretenden Parteien geht es um  das M ittel, m it dem  der Bund seine E innah­
men zu erhöhen sucht. Für sie ist die M ehrw ertsteuer ungerecht, ja  unsozial. 
Neue, indirekte Steuern führen zu Preissteigerungen, die nicht m ehr zu ver­
kraften  sind. Das Nein aus dem  liberalen Lager, die Gegnerschaft aus A rbeit­
geberkreisen hingegen, richtet sich eher gegen die Ausgabenpolitik des Bundes. 
Neue E innahm en bzw. Steuererhöhungen werden nicht bewilligt, solange der 
Bund nicht alles unternim m t, um seine Ausgaben noch weiter zu kürzen. Nicht 
weniger als 38% aller Anhänger der FD P verlangen vom Bund verstärkte Spar- 
m assnahm en, gegenüber nu r 13% der A nhänger der PdA. Andere im A bstim ­
m ungskam pf von den Gegnern ins Feld geführte Argum ente spielten dagegen 
nur eine sekundäre Rolle. Dass die E inführung eines neuen Steuersystems vor 
allem darum  abzulehnen sei, weil sie den V erw altungsapparat aufblähe, glaub­
te nu r 1% der Befragten. Auch die Höhe des Ansatzes scheint die Nein Stim ­
m enden wenig beschäftigt zu haben. N ur 3% der Stim m bürger haben sich aus 
diesem G runde gegen die Vorlage ausgesprochen.
In den spontanen Antw orten  tauchte das Nein als Protesthaltung gegen den 
S taat überhaup t nicht auf. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass derar­
tige A rgum entationen kaum  in offenen Fragen zum  Vorschein kommen. Dass 
auch dieses Entscheidmotiv eine gewisse Rolle spielte, zeigt uns die Auswertung 
einer anderen, diesmal geschlossenen Frage. Die Befragten mussten sich für 
eine von zwei Aussagen entscheiden, die ihnen schriftlich als Alternativen vor­
gelegt worden sind. In Tabelle 3 haben wir den Anteil der Befürworter und 
Gegner ausgeschieden, die sich jeweils h in ter die eine oder die andere Aussage 
gestellt haben.

Tabelle 3 Das Nein zum F inanzpaket und das Verhältnis zum  Staat

Aussage F inanzpaket
a /b  Ja Nein

a) ” Ich kann  mich meistens au f die Regierung im Bundeshaus ver- 72 37 
lassen. Sie handelt nach bestem  W issen und Gewissen, zum
Wohle aller!”

b) "Im  Bundeshaus wird im m er m ehr gegen und im m er weniger 20 46 
für das Volk entschieden. Die Regierung kennt unsere Sorgen
und W ünsche nicht m ehr.”

a) ” M it einem klaren Nein kann ich Bern zeigen, dass endlich
etwas geändert werden sollte und dass es so nicht m ehr wei- 23 46 
ter geht.”

b) ” Ein rein protestierendes Nein zeigt wenig W irkung und ist 
sinnlos. M it meiner Stimme will ich bewusst zur W illensbil­
dung beitragen.” 69 44



Bei den Gegnern der Vorlage ist das Verhältnis zum  Staat doch deutlich ge­
trüb t. Ih r Nein zum Finanzpaket ist ohne Zweifel auch als A usdruck der viel 
zitierten Vertrauenskrise zwischen Bürger und Staat zu verstehen.
W ir haben das tatsächliche Gewicht einiger Entscheidmotive noch zusätzlich  in 
einer geschlossenen Frage geprüft. Den Befragten wurden acht A rgum ente ge­
gen das Finanzpaket vorgelegt, m it denen sie sich ” eher einverstanden” oder 
” eher nicht einverstanden” erklären m ussten. In Tabelle 4 ist für jedes A rgu­
ment die Differenz zwischen "eher einverstanden” und ” eher nicht einverstan­
den” berechnet und zwar getrennt für die Befürworter und die Gegner der Vor­
lage. Die Höhe der Differenz gibt die dem  Argum ent zugesprochene Bedeutung 
für die A blehnung der Vorlage wieder. Es würde also der Anteil der Antworten, 
die auf "eher nicht einverstanden” lauteten, vom Anteil jener Anteile abgezo­
gen, die auf "eher einverstanden” lauteten. D arum  überwiegen die negativen 
Werte bei den Jasagern. In  der letzten Kolonne ist zudem  die "D ifferenz der 
beiden Differenzen” aufgeführt. Je grösser diese Zahl, je um strittener das en t­
sprechende Argum ent, bzw. je weniger sind sich die Befürworter und G egner in 
diesem A rgum ent einig:
Was die Gewichtung der Argum ente durch die G egner der Finanzvorlage be­
trifft, so werden die Ergebnisse unserer offenen Frage weitgehend bestätigt 
(Tabelle 2). Im Vordergrund stehen diejenigen A rgum ente, mit denen sich die 
Nein-Stimmenden aus beiden politischen Lagern identifizieren können (Argu­
ment 2 und 3). Als gesam thaft weniger bedeutend erweisen sich hingegen jene 
Entscheidmotive, die nur bei einem bestim m ten Teil der G egnerschaft zum 
Nein geführt haben (Argum ent 1 und 6).
Für die Befürworter der Vorlage ist das F inanzpaket weder unsozial noch auf 
der anderen Seite für die U nternehm er nicht tragbar (Argum ent 1 und 4). M it 
ihren Abstim m ungsgegnern sind sie sich am ehesten darüber einig, dass der 
Staat vermehrte Sparanstrengungen unternehm en sollte und dass der Ansatz 
bei der M ehrwertsteuer zu hoch angesetzt sei (Argum ent 6 und 8). Argum ent 8 
(Ansatz M ehrwertsteuer) haben sie sogar befürwortet. Offensichtlich glauben 
viele, dass die A bstim m ungsniederlage mit einem tieferen Ansatz hätte ver­
hindert werden können. W ahrscheinlich zu unrecht, wie wir aus der Gewich­
tung dieses Argumentes durch die Gegner (Argum ent 8 an letzter Stelle) 
schliessen müssen.
Die Befürworter haben der neuen Finanzordnung zugestim m t, weil sie die Sa­
nierung der Bundesfmanzen als dringend und die E inführung der M ehrw ert­
steuer als kleinstes Übel betrachten. 2 /3  aller Befürworter äusserten sich in der 
offenen Frage nach ihren Entscheidmotiven in diesem Sinne. Sie stiessen auf 
ein doppeltes Nein: au f das Nein gegen eine als unsozial em pfundene Steuer 
und eine Verteuerung des Konsums sowie au f das Nein gegen die Ausgaben­
politik des Bundes. Beide Lager gemeinsam waren nicht zu überstim m en.



Tabeile 4 Das Gewicht der Nein-Argumente

Argument Finanzpaket Differenz
Ja Nein

1) Die Mehrwertsteuer ist sozial ungerecht. Sie trifft vor allem die kleinen und 
mittleren Einkommen sowie die kinderreichen Familien

-38 57 95

2) Nach Einführung der Mehrwertsteuer würden die Preise wieder steigen und 
die Inflation weitergeben. Die Konsumenten wären wie immer die Dummen.

- 14 80 94

3) Die Mehrwertsteuer passt schlecht in die heutige, schwierige Wirtschaftslage. 
In Rezessionszeiten d arf man Steuern nicht erhöhen.

-27 62 89

4) Steuererhöhungen sind im jetzigen Zeitpunkt für die Unternehmer ganz 
einfach nicht tragbar

-41 34 75

5) Die Mehrwertsteuer würde den staatlichen Verwaltungsapparat aufblähen 
und damit die Bürokratie in der Schweiz noch vergrössern.

-17 51 68

6) Der Staat sollte mit dem Geld haushälterischer umgehen. Man oll dem Staat 
etwas weniger geben als er nötig hat, sonst mischt er sich immer mehr in Dinge 
ein, die ihn nichts angehen.

- 6 54 60

7) Es ist zwar ein Vorteil, dass auf niedrigen Einkommen keine direkte Bundes­
steuer/W ehrsteuer bezahlt werden muss. Mit der Mehrwertsteuer wäre dieser 
Vorteil verschwunden, ja die Belastung wäre sogar grösser geworden.

-18 21 49

8) Die Einführung der Mehrwertsteuer wäre im Prinzip keine schlechte Lösung, - 19 24 5
der Ansatz von 10% ist aber zu hoch.

3. Stimmbeteiligung und Abstimmungsresultat

Am 12. Juni gingen 49,6% der Stim m bürger an die Urne. Die Beteiligung war 
dam it eine der höchsten der letzten Jahre. Weil sich bei einer hohen Stim m ­
beteiligung vor allem jene G ruppen stärker engagieren, die sich im ” Normal- 
fall” eher unterdurchschnittlich am politischen W illensbildungsprozess beteili­
gen, ist von ihnen auch ein Einfluss au f das A bstim m ungsresultat zu er­
warten.
Solche G ruppen sind erfahrungsgem äss u.a. die Frauen, die jüngeren Stim m ­
bürger, die Westschweizer sowie die Angehörigen unterer Gesellschaftsschich­
ten, oder, wenn wir den Beruf als Schichtkriterium  benutzen, die unteren A n­
gestellten/Beam ten und die Arbeiter (3). Tabelle 5 zeigt, dass sich die Stim m ­
bürger mit diesen M erkm alen auch in dieser Abstim m ung unterdurchscnitt-



Tabelle 5 Stimmbeteiligung nach M erkm alsgruppen

M erkm alsgruppe Stim m ­
beteiligung 
in Prozent

Differenz zum Total 
12. Juni 13. M ärz

Total 62 (effektiv: 50)

M ann 66 +  4 +  8
Frau 59 - 3 - 9

20-39 Jahre 53 - 9 - 10
40-64 Jahre 71 +  9 +  9
65-84 Jahre 65 +  3 +  4

Westschweiz 62 — +  2
deutsche Schweiz 62 — - 7

Leitende A ngestellte/Beam te 
und selbständig Erwerbende

73 +  11 +  8

A ngestellte/Beam te in 
mittleren Positionen

69 +  7 +  4

Untere Angestellte/Beam te 50 - 12 - 2
Landwirte 74 +  12 +  11
A rbeiter/m anuell Tätige 52 - 10 - 16
Übrige (Rentner, Studenten) 62 — - 19

CVP 76 +  14 +  10
FDP 71 +  9 +  16
SP 63 +  1 +  8
SVP 81 4-19 +  17
LdU 50 - 12 *
LPS 67 +  5 *
EVP 80 +  18 *
PdA 47 - 15 *
NA/Rep. 33 - 29 *

* In der Nachanalyse der A bstim m ung vom 13. M ärz nicht berechnet



lieh beteiligt haben (siehe Differenz zum Total der Stimmbeteiligten). W enn 
wir aber die unterproportionale Beteiligung dieser G ruppen m it ihrer Beteili­
gung in der A bstim m ung vom 12. M ärz vergleichen (siehe letzte Kolonne in 
Tabelle 5), so lässt sich erkennen, dass sich die Frauen, die W estschweizer und 
die A rbeiter diesmal zum indest "s tärker als üblich” beteiligten. Wie wir aus 
Abschnitt 2 wissen, entsprach das A bstim m ungsverhalten der Frauen und der 
Westschweizer relativ genau demjenigen säm tlicher Stim m bürger. Hingegen 
dürfte die Beteiligungsquote der Arbeiter das A bstim m ungsresultat deutlich in 
der Nein-Richtung beeinflusst haben. In dem  kürzlich veröffentlichten For­
schungsbericht über Ursachen der Stim m abstinenz (Bericht Neidhart) wurden 
nur 24% der befragten A rbeiter als regelmässige U rnengänger identifiziert (ge­
genüber 56% der A rbeitgeber und freiberuflich Tätigen). In unserer Um frage 
erklärten hingegen 52% der Arbeiter, an der A bstim m ung teilgenommen zu 
haben. Auch wenn wir berücksichtigen, dass die Stim m beteiligung in unserer 
Um frage 12% über dem tatsächlichen Wert liegt, besteht kein Zweifel darüber, 
dass sich die Arbeiter diesmal überdurchschnittlich engagiert haben. A uf der 
anderen Seite ist es scheinbar nicht gelungen, eine andere, potentiell schwach 
partizipierende G ruppe, die der Vorlage eher freundlich gesinnten unteren An­
gestellten/Beam ten, in gleichem Masse zur Stim m abgabe zu bewegen. Ange­
sichts der k lar negativen H altung der Arbeiter hat sich die höhere Stim m be­
teiligung somit m it grösser W ahrscheinlichkeit zugunsten des Nein Stimmen- 
Anteils ausgewirkt.

4. Kenntnisstand und Meinungsbildung

Über 95% säm tlicher Befragter, also auch jener, die sich am 12. Juni nicht an 
die U rne begeben hatten , konnten sich in einer einleitenden Frage an das A b­
stim m ungsthem a erinnern. Der Prozentsatz ist ausserordentlich hoch. Er ist 
nicht nur A usdruck des grossen Interesses, das man der Vorlage ganz allge­
mein entgegenbrachte, sondern ebenso der Tatsache, dass sich kaum  jem and 
der A bstim m ungspropoganda entziehen konnte. Dennoch hat sich eine M ehr­
heit gegen die Em pfehlung des Bundesrates und der wichtigsten politischen 
O rganisationen gestellt. Wie weit war dafür die U nkenntnis der Vorlage oder 
der von wichtigen Referenzgruppen ausgegebenen Abstim m ungsparole verant­
wortlich?
Die A rt und Weise wie die Befragten die Vorlage um schrieben, zeigt, dass 
wahrscheinlich höchstens 1/4 aller S tim m bürger das steuertechnische Prinzip 
der neuen Finanzvorlage begriffen haben (Berechnungsweise und Satz der 
M ehrwertsteuer; neue Ansätze und Freigrenze bei der W ehrsteuer). Dennoch 
wussten die Stim m bürger recht gut, um was es am 12. Juni ging. 38% der 
Befragten definierten die Vorlage richtig mit den von ihr angestrebten Zielen 
(Sanierung der Bundesfinanzen, Erschliessung einer neuen Einnahmequelle).



Weitere 20% verknüpften dam it Konsequenzen, die nicht grundsätzlich, son­
dern nur in ihrem Ausmass um stritten sind (z.B. Preissteigerungen). N ur gera­
de 12% der Befragten sahen sich nicht in der Lage, mindestens die Ziele oder 
mögliche Konsequenzen der Vorlage anzugeben, und nur 4% um schrieben sie 
eindeutig falsch. Auffallend ist allerdings die Tatsache, dass kaum  jem and au f 
die in der Finanzvorlage eingebettete W ehrsteuerreform  hinwies. Die neue Fi­
nanzordnung wurde weitgehend mit der M ehrw ertsteuer identifiziert.
Relativ schlecht bekannt waren die A bstim m ungsparolen der Parteien:

Tabelle 6 Kenntnis der Parteiparolen

Partei Parole Richtig Falsch Weiss nicht

CVP Ja 66 16 18

FDP Ja * 63 14 23

SP Ja * 66 25 8

SVP Ja * 51 25 24

LdU Nein 33 33 34

LPS Ja 43 15 42

EVP Ja * 20 20 30

PdA Nein 59 18 23

NA/Rep. Nein 67 33 —

* Einzelne K antonalparteien m it Nein Parole

Im D urchscnitt konnten sich weniger als 2 /3  der Parteisym pathisanten richtig 
an die Parole ihrer Partei erinnern. Bei einigen befürwortenden Parteien mag 
sich ausgewirkt haben, dass ein Teil ihrer K antonalparteien die Nein-Parole 
beschlossen hatte. W ahrscheinlich haben aber viele Stim m bürger in dieser Ab­
stim m ung zum vornherein d a rau f verzichtet, sich an irgendwelchen Em pfeh­
lungen zu orientieren. Das Nein gegen Steuererhöhungen bedurfte keiner Legi­
tim ation. Parteiparolen wurden ignoriert.
Ob eine von der gesamtschweizerischen Partei abweichende Parole der K anto­
nalpartei das A bstim m ungsverhalten der entsprechenden Parteisym pathisan­
ten nicht dennoch beeinflusste, versuchten wir am Beispiel dreier Parteien 
(FDP, SVP, SP) in drei K antonen abzuklären. Dabei stiessen wir allerdings au f 
die Grenzen unserer Stichprobengrösse. Die Anzahl N ennungen in den einzel­
nen A ntwortkategorien ist derart gering, dass Zufälligkeiten das R esultat stark  
beeinflusst haben könnten.



Tabelle 7 D er Einfluss abweichender Parolen einzelner K antonalparteien

K antonalpartei K anton Anzahl Anteil an Ja
mit Nein-Parole Nennungen K antonalpartei CH-Partei

FDP BE 5 20 40
AG 3 0 40

SVP AG 2 50 50

SP GE 3 0 48

Auch wenn wir die Ergebnisse m it der nötigen Vorsicht interpretieren, scheint 
doch recht k lar daraus hervorzugehen, dass die Nein-Parole von K antonalpar­
teien nicht ohne W irkung geblieben ist. Sie ha t allen jenen gefühls- und inter- 
essenmässig zum  Nein tendierenden Parteianhängern  die H em m ungen genom­
men, sich gegen ihre Partei auszusprechen.
Der 12. Juni war ein schwarzer Tag für das Bundeshaus und die meisten P ar­
teien und W irtschaftsverbände. Diese Feststellung b edarf keiner weiteren sta ­
tistischen U nterm auerung. W ir haben den tatsächlichen Einfluss der wichtig­
sten politischen Bezugsgruppen auf das Stim m verhalten aber noch zu differen­
zieren versucht. Auf einer K arte wurden den Befragten Bezugsgruppen vor­
gelegt, die sich meistens vor einer A bstim m ung vernehm en lassen. Dabei war 
anzugeben, au f welche m an in der Regel hört, bzw. wessen Ansicht m an für die 
wichtigste erachtet.
In Tabelle 8 haben wir das Stim m verhalten der jeweiligen ” A nhänger” einer 
bestim m ten Bezugsgruppe wiedergegeben. In gleicher Weise wurden auch die 
wichtigsten K om m unikationsm ittel analysiert, über die die Befragten nach ih­
ren eigenen A ngaben die für sie wichtigen Em pfehlungen bezogen haben:
Von allen Stim m bürgern, die ihr U rteil in der Regel au f eine bestim m te Be­
zugsgruppe stützen, haben nur die 3% Sym pathisanten von Arbeitgeberver­
bänden sich m ehrheitlich für die Finanzvorlage ausgesprochen. Bei den A rbeit­
nehm erverbänden scheint sich hingegen ausgewirkt zu haben, dass einige 
Gewerkschaftskartelle sich k lar zum Nein bekann t hatten. Den A nhängern ge­
werblicher Verbände hat die Stim m freigabe des Gewerbeverbandes den Nein 
Entscheid zweifellos erleichtert. Dazu kom m t, dass einige Fachverbände zum 
vornherein gegen die M ehrwertsteuer Stellung bezogen.



Tabelle 8 D er Einfluss wichtiger Bezugsgruppen au f das Stimmverhalten

B ezugsgruppe/ Anteil an Nennungen Anteil Ja
K om m unikationsm ittel (M ehrnennungen zum  Finanzpaket

möglich)

Parteien 39 45
Bundesrat 27 46
Gewerbliche Organisationen 8 36
Arbeitnehmerorg.(Gewerkschaften) 7 47
Bäuerliche Organisationen 4 47
A rbeitgeberorg.(H andel/Industrie) 3 57
Frauenorganisationen 1 38
A ndere/K eine 28 25

Zeitungen 57 39
Fernsehen 51 41
Radio 21 43
A nschlag/P lakate/F lugblätter 8 27
Diskussion (Familie, Freunde etc.) 8 38
Amtliche M itteilungen (Botschaft) 4 60
Arbeitsplatz 1 0

Das R esultat der Parteien ist in dieser Form wenig aussagekräftig. Der Landes­
ring und einige kleinere Parteien hatten  die Nein Parole ausgegeben (f. die P a r­
teien s. Tabelle 1 und 6). Die sieben B undesräte (Fernsehen und Radio) bilde­
ten dagegen eine nicht zu übersehende, geschlossene Front. Wer Aufwand und 
E rtrag einander gegenüberstellt, lässt sich von "seinen” 46% sicher am wenig­
sten überzeugen. Fast scheint es, als ob im Bundeshaus diesmal zu viel des G u­
ten getan worden sei. Wo allerdings die "goldene M itte” liegt, ist schwer ab ­
zuschätzen.

Die grossen M assenmedien haben den A bstim m ungsentscheid nicht in eine be­
stim m te R ichtung beeinflusst. Die Ja Anteile ihrer "K unden” entsprechen dem 
tatsächlichen A bstim m ungsresultat. Hingegen haben alle jene Stim m bürger, 
die ihre Abstim m ungsem pfehlung hauptsächlich von P lakaten und Flugblät­
tern bezogen, sich deutlich gegen die Finanzvorlage ausgesprochen. Dabei 
spielt sicher mit, dass sich kleinere, weniger etablierte Parteien, die diesmal 
m ehrheitlich für ein Nein plädierten, häufiger der F lugblattpropaganda be­



dienten. Dennoch wäre es natürlich interessant abzuklären, ob von den A b­
stim m ungsplakaten der beiden Lager eine signifikant unterschiedliche W ir­
kung ausgegangen ist. D er diesm al über den üblichen Rahm en hinausgehende 
am tliche Begleittext zu r Vorlage hat sein Ziel zwar in dem  Sinne erreicht, als er 
eine M ehrheit der Leser von der Notwendigkeit eines Ja  zu überzeugen ver­
mochte. Eine spürbare W irkung auf das A bstim m ungsresultat ist von ihm aber 
kaum  ausgegangen. Nur gerade 4% der Befragten wollen sich u.a. an seinem 
Inhalt orientiert haben.
D er grosse Einsatz zugunsten der neuen Finanzvorlage hat sich für die im A b­
stim m ungskam pf Engagierten nicht gelohnt. Ist es den Befürwortern aber zu ­
m indest gelungen, eine noch deutlichere Niederlage zu verhindern? VOX hat 
die Einstellung der S tim m bürger zur M ehrw ertsteuer in drei U m fragen vor 
dem 12. Juni zu erfassen versucht. Im  August 1976, im O ktober 1976 und im 
Februar 1977 wurden je 700 S tim m bürger darüber befragt, wie sie sich ver­
halten würden, wenn sie am folgenden W ochenende über die E inführung einer 
M ehrw ertsteuerzu befinden hätten . Tabelle 9 zeigt die Stim m enverhältnisse in 
den drei Voranalysen sowie das tatsächliche R esultat vom 12. Juni. Zum bes­
seren Vergleich der Resultate wurde in den drei Voranalysen der Anteil an noch 
Unentschlossenen im Verhältnis der Ja/N ein Stimmen au f die beiden K atego­
rien aufgeteilt (Tabelle: Ja/N ein korrigiert):

Tabelle 9 Die Entwicklung der Einstellung zur M ehrw ertsteuer

Z eitpunkt der Ja Nein U nent- Ja Nein
Befragung schlossen (korrigiert)

(in Prozent)

August 1976 (MWSt) 31 43 26 42 58
O ktober 1976 (MWSt) 30 52 18 37 63
Februar 1977 (MWSt) 26 35 39 43 57

12. Juni (Finanzpaket) 40 60

Angesichts der Tatsache, dass es sich bei den drei Voranalysen um getrennte 
Stichproben handelt und dass beim Vergleich der Resultate eine gewisse Feh­
lerm arge m itzuberücksichtigen ist, d a rf  von einer nahezu unveränderten E in ­
stellung der Stim m bürger zur M ehrw ertsteuer gesprochen werden. Dies heisst 
natürlich nicht, dass die Ja  P ropaganda ohne W irkung geblieben ist. Sie hat 
aber nu r dazu gereicht, das Nein der G egner zu neutralisieren.



Offensichtlich haben es die G egner der Finanzvorlage verstanden, das F inanz­
paket aufzuschnüren und den Stim m bürgern die "nack te” M ehrw ertsteuer zu 
präsentieren. In zwei Um fragen, die vor dem  eigentlichen Beginn des A bstim ­
m ungskam pfes durchgeführt wurden (August und O ktober 76), hatte  sich eine 
M ehrheit der Befragten gegen die M ehrw ertsteuer ausgesprochen. W enn ihnen 
aber das Finanzpaket als G anzes präsentiert wurde und wir insbesondere d a r­
au f hinwiesen, dass mit der gleichzeitigen Reform der W ehrsteuer eine M ehr­
heit der Bevölkerung entlastet oder gänzlich von direkten B undessteuern be­
freit würde, verschoben sich die Gewichte. 56%, bzw. 53% befürw orteten eine 
derartige Finanzreform  (Anteile korrigiert m it dem  Anteil an noch U nent­
schlossenen). W ie stark die neue M ehrw ertsteuer eine H aushaltung belaste und 
wie weit die W ehrsteuerreform  diese M ehrbelastung kompensiere, w ar aller­
dings in der P ropaganda um stritten.

5. "Was nun?" 
Die Lösungspräferenzen der Gegner des Finanzpaketes

Die Analyse der A bstim m ung vom 12. Juni m acht klar, dass es den einen und 
richtigen, in allen Lagern Zustim m ung findenden Ausweg gar nicht geben 
kann. Allzu viele K räfte verschiedenster A rt und Richtung haben die A bleh­
nung der Finanzvorlage bewirkt. M it der Ausgabenbrem se allein kann  das 
Problem  der Sanierung des Bundeshaushaltes sicher nicht gelöst werden. Auch 
von den Gegnern der Vorlage ist eine M ehrheit der Ansicht, der Bund habe zu­
sätzliche E innahm en nötig. In unserer Um frage haben sich au f eine en tspre­
chende Frage 47% aller N ein-Stim m enden fü r und nu r 37% gegen eine E rhö­
hung der Bundeseinnahm en ausgesprochen. Wie aber sollen diese M ittel be­
schafft werden?
W ir haben säm tlichen Gegnern der Finanzvorlage vom 12. Juni, und zwar so­
wohl U rnengängern wie N icht-U rnengängern, einen K atalog von Lösungsvor­
schlägen vorgelegt. Die Befragten m ussten für jeden Vorschlag angeben, ob sie 
diesen als ” sehr gu t” , "ziem lich gu t” oder ” eher ungünstig” betrachteten . In 
Tabelle 10 sind die verschiedenen Alternativen in der Reihenfolge ihrer Beliebt­
heit aufgeführt. Die R angordnung basiert au f einem Index, den wir als Diffe­
renz zwischen dem  Anteil an ” sehr gu t” und "eher ungünstig” berechneten. 
Angegeben sind jeweils auch die Indexwerte getrennt nach U rnengängern und 
N icht-U rnengängern sowie die zu der entsprechenden Lösung besonders positiv 
eingestellten M erkm alsgruppen. Je höher der Indexwert, je günstiger wird die 
entsprechende Lösung beurteilt.
Drei der von uns vorgeschlagenen Lösungen wurden anlässlich unserer Befra­
gung der G egner der Finanzvorlage unterstü tzt: Die wirksamere Bekäm pfung 
der Steuerhinterziehung, die E inführung einer Reichtum ssteuer sowie die E r­
höhung der Vermögenssteuern (stärkere Belastung der K apitalien grösserer
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U nternehm en). Die wirksamere B ekäm pfung der Steuerhinterziehung findet 
m it einer Ausnahm e (Landwirte!) die U nterstützung säm tlicher M erkm als­
gruppen. Die beiden anderen Vorschläge würden hingegen in einem der beiden 
wichtigsten Nein Lager au f harten  W iderstand stossen.
Die vom B undesrat in seinem neuen F inanzprogram m  als Sofortm assnahm e 
ins Auge gefasste Erhöhung der W arenum satzsteuer erfreut sich keiner beson­
deren Beliebtheit (Index: -45). Im Gegensatz zu anderen Lösungen stösst diese 
aber nicht in ein finanzpolitisches W espennest. Bei den M erkm alsgruppen, die 
am  stärksten  gegen die E rhöhung der W arenum satzsteuer opponieren, sind 
weder die V ertreter des "linken” noch des "rech ten” Nein vom 12. Juni zu 
finden. Was die ebenfalls vorgesehene Erhöhung der Stem pelabgabe und der 
T abaksteuer betrifft, ist es mit unseren Ergebnissen recht schwierig, deren Be­
liebtheit abzuschätzen. Zwar stösst auch die "E rhöhung anderer d irek ter S teu­
ern” au f wenig Gegenliebe (Index: -26). U nser Lösungsvorschlag ist aber recht 
allgemein form uliert. Es ist anzunehm en, dass sich bei einer präzisierenden 
E inschränkung auf die Stempel- und T abaksteuer der Anteil an negativen Ä us­
serungen reduzieren würde.
Am entschiedensten abgelehnt wird die Erhöhung der direkten Bundessteuer 
sowie eine E rhöhung der Lohnprozente für die Sozialversicherung. Eine neue 
Steuer wird dann  unterstützt, wenn sie die "anderen” belastet. Die grössten 
Chancen besitzen darum  jene Vorschläge, die nur eine M inderheit der Stim m ­
bürger treffen. In diesem Lichte kann die äusserst positive H altung zum  ver­
s tärk ten  K am pf gegen die Steuerhinterziehung nicht verwundern. O b ein sol­
cher "K onsens” allerdings genügt, um das Loch in der Bundeskasse zu stopfen, 
ist eine andere Frage.

A nm erkungen

(1) siehe dazu P. Gilg, "W er brachte das Steuerpaket zu Fall” u.a. in: Bund, 
170, 23.7.77, S. 2; Basler Zeitung, 169, 23.7.77, S. 13/14 (zu beziehen im 
Forschungszentrum  für schweizerische Politik, Universität Bern)

(2) Zum Begriff der "Politischen In tegration” und zur Art der Berechnung 
s. "Analyse der eidgenössischen A bstim m ung vom 12./13. M ärz” , S. 4 /5

(3) Siehe z.B. die Ergebnisse von J. Nicola "L ’abstentionnism e en Suisse” in 
S idjansk i/R oig /K err/Ing lehart/N ico la  "Les Suisses et la Politique” , Berne, 
1975



DER BUNDESBESCHLUSS 
ÜBER DIE STEUERHARMONISIERUNG

Die A bstim m ung über die Steuerharm onisierung stand ganz im Schatten des 
Finanzpaketes. 1/4 der Befragten konnten sich in einer einleitenden Frage 
nach den beiden Them en der letzten A bstim m ung nicht m ehr an diese erin­
nern. Entsprechend gross ist auch der Anteil der Stim m bürger, die nicht wuss­
ten, wie sich der Souverän in dieser Frage entschieden hatte. W ährend beim 
Finanzpaket nu r gerade 7% eine entsprechende Frage falsch oder überhaupt 
nicht beantw orten konnten, waren es bei der S teuerharm onisierung über 30%.

Ganz allgemein haben die Befürworter des F inanzpaketes auch die S teuerhar­
m onisierung unterstützt. 87% der Ja-Stim m enden beim  F inanzpaket sprachen 
sich auch für die zweite Vorlage aus. Dagegen entschieden sich 64% der Gegner 
des Finanzpaketes für die Steuerharm onisierung.
Von den verschiedenen M erkm alsgruppen haben die Westschweizer, die un te­
ren A ngestellten/Beam ten, die A nhänger der Liberalen Partei und die politisch 
schlecht Integrierten am stärksten opponiert. Ih r Nein konnten allerdings die 
wenigsten richtig begründen. 40% der Gegner wussten au f eine entsprechende 
Frage keine Antwort; weitere 24% antw orteten völlig undifferenziert ("schlech­
te Lösung” etc.). Aus den wenigen, inhaltlich fassbaren Entscheidm otiven 
sticht anteilsmässig ein einziges hervor: 7% w andten sich gegen eine Beschrän­
kung der kantonalen Steuerhoheit. N ur gerade 1% der Befragten haben die 
Vorlage abgelehnt, weil sie eine echte materielle H arm onisierung vorgezogen 
hätten.
Was sich mit der angenom m enen Vorlage ändern  würde, wusste allerdings nur 
ein kleiner Teil der Stim m bürger. 47% der U rnengänger waren nicht in der 
Lage, die Abstimmungsvorlage zu um schreiben (” Weiss n ich t” : 43%; falsche 
U m schreibung: 4%). Für 17% kom m t es mit der A nnahm e des Bundesbe­
schlusses zu einer eigentlichen Vereinheitlichung des schweizerischen Steuer­
wesens. Sie glaubten offensichtlich, dass auch die Bestim m ung der Steuertarife 
und der Steueransätze Sache des Bundes werde. N ur gerade aus 22% der A nt­
worten lässt sich erkennen, dass die Befragten wussten, über was genau sie en t­
schieden hatten.
Von den wichtigsten politischen Bezugsgruppen und K om m unikationsm itteln 
ist kein Einfluss in eine bestim m te Richtung ausgegangen. Wie beim  F inanz­
paket waren auch hier die Parteiparolen rund einem Drittel der Parteisym pa­
th isanten unbekannt. Von den wenigen, im A bstim m ungskam pf aufgetauchten 
A rgum enten gegen die Steuerharm onisierung ha t offensichtlich keines richtig 
zu überzeugen vermocht. W ahrscheinlich haben sich viele Stim m bürger von ih­
rem Ja zur Steuerharm onisierung das erhofft, was sie im F inanzpaket vergeb­
lich suchten: den eigenen, m ateriellen Vorteil.





SCHW EIZERISCHE GESELLSCHAFT UNIVERSITÄT BERN 
FÜR PRAKTISCHE SOZIALFORSCHUNG FORSCHUNGSZENTRUM FÜR

SCHWEIZERISCHE POLITIK

Analyse der eidgenössischen Abstimmung vom 11./12. Juni 77 

Zusammenfassung der Hauptergebnisse

W er das Stim m ungsbild in den letzten W ochen vor der A bstim m ung verfolgt 
hatte, konnte vom negativen Ergebnis nicht überrascht sein. In der A uslegung  
des Resultats sind jedoch Gegner und Befürworter keineswegs einig. Teilte das 
Steuerpaket ganz einfach das Los der meisten bisherigen eidgenössischen F i­
nanzvorlagen, deren Schicksal es nun einm al ist, im ersten A nlauf zu schei­
tern? O der ging das Nein tiefer? Um den H intergründen des A bstim m ungs­
entscheides nachzugehen, haben die Schweizerische Gesellschaft f i ir  p ra k ti­
sche Sozialforschung  und das Forschungszentrum  fü r  Schweizerische Politik  
eine repräsentative Umfrage veranstaltet. Im  folgenden seien die wichtigsten 
Resultate zusammengefasst: Verteilung der Ja und Nein au f wichtige Bevöl­
kerungsgruppen wie Alter, Geschlecht, Sprache, Erw erbsgruppen, Parteien; 
Motive der Befürworter und A blehnenden; Einfluss des Abstim m ungsverlaufes 
und der Stim m beteiligung au f das Resultat.

***

D ie Gegner rekrutierten sich hauptsächlich aus zwei sozial und  politisch en t­
gegengesetzten Erwerbsgruppen, aus den Selbständigen und  höheren A n g e ­
stellten einerseits, aus Arbeitern andererseits.

Befürworter und Gegner verteilten sich bei der A bstim m ung im Verhältnis von 
ca. 40% zu 60%. In der Befragung wollten aber nur 37% zum Ja stehen. Einige 
G ruppen ragen nun deutlich m it einem massiven Nein- oder einem beträch t­
lichen Ja-Überschuss über die durchschnittliche Differenz zwischen Ja und 
Nein von 20% hinaus. Je m ehr z.B. der Nein-Anteil den Ja-Anteil übersteigt, 
desto deutlicher lässt sich erkennen, in welchen Kreisen  sich die Opposition  
konzentrierte; z.B. 25% m ehr Nein in den städtischen Agglomerationen, 31% 
bei den 20 - 40jährigen, 30% bei den Selbständigen und K adern, 34% bei den 
Arbeitern, 38% bei Rentnern und Studenten, 42% bei den A nhängern von P ar­
teien m it Nein-Parolen (100% bei der PdA und den N ationalen/R epublikanern), 
48% bei den Parteilosen. —  U nter den Befürwortern  ragten m it einem Ja- 
Überschuss nur zwei Erw erbsgruppen heraus: die unteren Angestellten m it 4% 
und die Landwirte m it 15%. Bei den Bundesratsparteien  waren es SPS (+  2%) 
und SVP (+  7%). Nach unserer Stichprobe überstim m ten im ersten Fall die



Staatsangestellten die Industriearbeiter, im zweiten die Bauern die Gewerbler. 
Als einzige Bundesratspartei wiesen die Freisinnigen einen Neinüberschuss 
auf; m it nur 14% lag er freilich unter dem  D urchschnitt von 20%.

Die Gegner stim m ten  aus sehr unterschiedlichen M otiven Nein.

Es entspricht der sozialen U neinheitlichkeit der Opposition, dass sie sich von 
ganz verschiedenen M otiven  leiten liess. Dies ha t V O X  aufgrund von soge­
nannten offenen Fragen  feststellen können; die Befragten konnten dabei spon­
tan  ihre wichtigsten G ründe fü r Ablehnung oder Zustim m ung m itteilen. M an 
kann  auch in dieser H insicht ganz deutlich ein politisch "rechtes ” und  ”linkes" 
N ein  erkennen. Das erste war motiviert durch die Überzeugung, der B und solle 
gezwungen werden, sein Defizit durch noch drastischere Sparm assnahm en zu 
beseitigen (25% aller Befragten). Kein W under, dass hier die wirtschaftliche 
O berschicht und der Freisinn (38% aller seiner Anhänger) hervorstechen. Es 
handelt sich hier um Gegner, die von den neuen Steuern nicht sonderlich be­
troffen worden wären.
Das "linke N ein"  muss dagegen als Veto gegen befürchtete Preiserhöhungen 
und als Abwehr gegen eine befürchtete Inflationswelle verstanden werden. Die 
Opposition galt vor allem der von der G egenpropaganda als unsozial verschrie­
enen M ehrw ertsteuer (M W St.) an sich. Insgesam t 40% der Befragten nannten  
diese Argum ente an erster Stelle, besonders H ausfrauen und A rbeiter. Die 
Neinsager gaben sich freilich nicht Rechenschaft darüber, dass der B und seine 
preisverbilligenden Subventionen ohne neue E innahm en nicht m ehr wie bisher 
ausrichten kann.
Das Abstim m ungsresu lta t beweist also in dieser Beziehung zweierlei: W er wie 
z.B. die B ergbauern über die ihnen zufliessenden Bundessubventionen genau 
orientiert war, neigte eher zu einem Ja als der D urchschnittsbürger, der kaum  
in Anschlag bringt, dass die heute noch ausbezahlten Preisverbilligungen (z.B. 
für Brot und M ilchprodukte) und der Wegfall der Zölle sein Budget s ta rk  en t­
lasten. —  Als ablehnendes Motiv wurde der 10%-Satz der M W St, kaum  je gel­
tend gem acht; ebensowenig der propagandistisch hochgespielte Vorwurf, in der 
Rezession dürfe m an keine neue Steuern erheben.
Wie tie f die M isstrauensmotive sitzen wurde übrigens bestätigt, wenn m an den 
Befragten form ulierte M einungen zur Auswahl vorlegte, m it denen sie sich 
” m ehr” oder "weniger einverstanden” erklären konnten. Auch hier stach am 
auffallendsten die Angst hervor, m it der M W St, werde die Inflation angekur­
belt (80% der Neinsager). Bei den Jasagern besassen alle diese Motive kaum  
Gewicht. Sie geben der M W St, sogar für die Zukunft eine Chance, wenn sie we­
niger als 10% beträgt. Im  übrigen war ihr Ja in erster Linie aus staatspoliti­
schen Einsichten motiviert. Sie wollen den Staat durch Bewilligung neuer M it­
tel instand setzen, gerade jene Aufgaben zu erfüllen, die er nicht ohne weiteres 
von sich abschütteln  kann. Es ist nebenbei bezeichnend, dass die Neinsager



kaum  wirklich realisierbare Alternativvorschläge  zur Erschliessung neuer S teu­
erquellen zu m achen wussten.

A  bstim  m u tig ska m p fu n d  S  tim m beteiligung

Auch in dieser U ntersuchung wollten nachträglich prozentual bedeutend m ehr 
Befragte an der A bstim m ung teilgenommen haben (62%), als es in W irklichkeit 
der Fall war (ca. 50%). Im m erhin zählt heute eine zur Hälfte besuchte A b­
stim m ung schon zu den gut frequentierten. Es lässt sich nachweisen, dass ge­
rade N einsagergruppen wie die A rbeiter durch ihre fast doppelt so hohe Be- 
teilung (52 s ta tt wie üblich 25%) einen spürbaren Anteil am negativen A b­
stim m ungsergebnis gehabt haben. Die um  10% schwächere Beteiligung der u n ­
teren Staatsangestellten dürfte im entgegengesetzten Sinne gewirkt haben. 
Eine massiv höhere Beteiligung  hätte am negativen Ausgang wohl kaum  etwas 
geändert, da die negative Propaganda ein grosses Echo fand. Sie verstand es, 
das F inanzpaket aufzuschnüren und den Stim m bürgern die M W St, isoliert zu 
präsentieren. So wurde gleichzeitig die Reform der Wehrsteuer, welche eine 
M ehrheit der Steuerzahler entlastet hätte, derart in den H intergrund gedrängt, 
dass die davon profitierenden sozialen Schichten diese E rleichterung nu r aus­
nahmsweise wahrnahm en.
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Recapitulation des resultats principaux

Q uiconque a 6t6 atten tif aux mouvements de l’opinion publique du pays dans 
les derniöres semaines avant la votation de juin ne pouvait §tre surpris de l’issue 
negative du scrutin. Partisans et adversaires du projet divergent toutefois quant 
ä l’interpr^tation du r6sultat. Le ”paquet financier” a-t-il seulem ent connu le 
sort m alheureux de la p lupart des projets sim ulaires de la Conf6d6ration, ä 
savoir de m anquer son prem ier passage devant le peuple, ou bien l’attitude 
negative de l’61ecteur exprimait-elle quelque chose de plus profond? Dans le 
but de degager les mobiles qui ont motiv6 l’61ecteur, la Soci6t6 suisse de re- 
cherches sociales pratiques et le Centre de recherche de politique suisse ont 
proc6d6 ä une enqu£te scientifique, ä 6chantillon repr6sentatif, dont les p rin ­
cipaux r6sultats que voici portent sur: la distribution des ” oui” et des ” non” 
selon les structures ddm ographiques im portantes telles que l’äge, le sexe, la 
langue, le secteur d ’activit6 6conomique et l’all6geance ä un parti politique; les 
motifs des partisans et des adversaires du projet; l’influence du d6roulem ent de 
la Campagne r6f6rendaire et de la participation au scrutin  sur le r6sultat.

***

Les adversaires proviennent principalem ent de deux m ilieux economiques 
socialement et politiquem ent opposes, les independants et les cadres salaries 
d ’une part, les ouvriers d'autre part.

Si le r£sultat du vote donne 40% de partisans et 60% d ’opposants, l’enquete ne 
rev^le plus que 37% de ” oui” . Alors q u ’en moyenne, la diff6rence entre ”oui” et 
” non” est donc de 20% en faveur des adversaires, il appara tt m anifestem ent 
que certains groupes concentrent sur eux un excedent considörable de ” non” 
ou au contraire un surplus im portan t de ” oui” . Dös lors l’identification des 
milieux de l’opposition est d ’au tan t plus ais6e que forte la diffdrence entre 
pourcentages de ”oui” et de ” non” . C ’est ainsi que l’exc6dent de ” non” est de 
25% dans les agglom6rations urbaines, de 31% dans la classe d ’äge des 20 ä 40 
ans, de 30% chez les independants et cadres, de 34% chez les ouvriers, de 38% 
chez les retraites et les 6tudiants, de 42% chez les adhörents et sym pathisants 
des partis politiques qui se sont prononc6 contre le projet (100% dans le Parti 
du travail, dans 1’Action nationale et chez les r6publicains), 48% einfin chez les 
citoyens sans affinit6 partisane.



Parm i les partisans du projet, deux cat6gories professionnelles seulem ent se 
distinguent p ar un excM ent de ” oui” : les petits salari6s (exc6dent: 4%) et les 
agriculteurs (15%). Dans les partis gouvernementaux, repr6sent6s au Conseil 
f6d6ral, ce meme exc6dent appara tt chez les socialistes (+  2%) et dans l’Union 
d6m ocratique du centre (+  7%). Notre 6chantillon r6v61e que, dans le prem ier 
cas, le personnel de la fonction publique fournit un exc6dent sup6rieur ä celui 
des salari6s de l’industrie et, dans le second, les paysans un exc6dent sup6rieur 
ä celui des artisans. Seule des quatre form ations gouvernementales, le parti 
radical se prononce avec un excddent de ” non” . S’elevant ä 14%, ce surplus ne- 
gatif est toutefois infdrieur, on le voit, ä la moyenne nationale de 20%.

Les m otifs de refus sont des plus divers

II est conforme k l’h6t6rog6n6it6 sociale de l’opposition qu’elle ait 6t6 guid6e 
par des motifs trös diff6rents. VOX a pu le constater ä partir des questions dites 
ouvertes. Gräce ä celles-ci, les personnes interrog6es ont 6t6 ä meme de donner 
les principales raisons de leur a ttitude positive ou ndgative. U n double ” non” 
d ’inspiration politique, Tun de "d ro ite” , l ’autre de ” gauche” , s’y distingue trös 
nettem ent. Le prem ier 6tait motiv6 p ar la conviction qu’il fau t forcer la Con- 
f6d6ration ä com bler son deficit par des mesures d ’6conomie encore drastiques 
(25% de toutes les personnes interrog6es). II n ’est pas du tou t e tonnant qu’ici la 
classe 6conomique dirigeante et les radicaux (38% de l’ensemble de ses p a r­
tisans) se m ettent en 6vidence. II s’agit lä  d ’adversaires qui n ’auraient pas 6t6 
particulierem ent touch6s par la perception des nouveaux imp6ts.
En revanche, il faut interpr6ter le ” non” de la gauche comme l’expression 
d ’une crainte face ä des hausses de prix et comme un r6flexe de d6fense contre 
une nouvelle pouss6e inflationniste. Ici, l’opposition a 6t6 surtout sensible ä la 
contrepropagande qui qualifiait la taxe ä la valeur ajout6e (TVA) d ’antisociale. 
De l’ensemble des personnes interrogdes, 40%, m6nagöres et ouvriers sp6ciale- 
m ent, ont donn6 la priorit6 ä ces argum ents. A cet 6gard, il est clair que les 
opposants ne se sont pas rendu compte que la Conf6d6ration ne peut plus, sans 
nouvelles recettes, m aintenir les subventions qu’elle allouait jusque-lä afin de 
com prim er les prix de certains produits.
Sous ce rapport, le r6sultat de la votation est ambivalent. Celui qui, tel le pay- 
san de m ontagne, 6tait parfaitem ent au courant des subventions f6d6rales q u ’il 
touchait, penchait davantage pour le ” oui” que le Suisse moyen qui ne s’est 
gu£re pr6occup6 du fait que les subventions encore vers6es de nos jours en fa- 
veur de certains articles (comme le pain et les produits laitiers) ainsi que l’abo- 
lition des droits de douane d6chargaient trös sensiblement son propre budget.

Parm i les motifs de rejet, le taux  de 10% fix6 ä la TVA n ’a guöre 6t6 invoqu6; il 
en est de meme du reproche, largem ent explit6 du ran t la Campagne p ar les 
opposants, selon lequel on ne doit pas percevoir de nouveaux impöts en pdriode 
de r6cession.



Q uant aux raisons de refus inspir6es par la mdfiance, elles se confirm ent quand 
on dem ande aux personnes interrog6es de choisir certaines opinions pr6alable- 
m ent formul6es et d ’y r6pondre en disant si elles sont ” plus” ou ” m oins” en 
accord avec leur propre fa^on de penser. Le fait le plus frappant, ici aussi, est la 
crainte que la TVA ne provoque une nouvelle flambde d ’inflation (80% des re- 
jetants). Pour les acceptants au contraire, ces divers argum ents ne com ptent 
que tres peu. Ils considörent que la TVA a une chance d ’Stre adopt6e dem ain si 
eile est inf6rieure ä 10%. Pour le reste, leur ”oui” est essentiellem ent motiv6 par 
des raisons d ’ordre politique. Ils veulent qu’en autorisant l’E ta t ä recourir ä de 
nouvelles ressources, celui-ci soit ä m6me de rem plir les täches dont il ne sau- 
rait se d6charger sans autre forme de proces. En outre, il est significatif de con- 
stater la difficult6 avec laquelle les rejetants 6taient capables de proposer des 
solutions de rechange r6alistes en vue de trouver de nouvelles ressources fis- 
cales.

Campagne referendaire etparticipation au scrutin

L’enquete m ontre 6galement que, d ’aprös les personnes interrog6es, la parti­
cipation au scrutin au rait dü §tre bien sup6rieure (62%) ä celle q u ’elle a 6t6 en 
fait (50% environ). Ce dernier chiffre, repr6sentant la moiti6 de l’dlectorat, 
apparait ndanmoins de nos jours comme satisfaisant. II appara tt que certains 
groupes de rejetants, comme les ouvriers, ont, en doublant leur participation 
habituelle (52%, au lieu de 25% ordinairem ent), exerc6 un poids non n6gligea- 
ble sur l’issue negative du scrutin. En revanche, la participation du personnel 
subalterne des services publics, de 10% inf6rieure, pourrait avoir agi en sens 
inverse. Une M q uen ta tion  beaucoup plus forte des urnes n ’aurait guöre mo- 
difi6 l’issue du scrutin, du fait que la Campagne d ’hostilitd au projet a rencontr6 
un large 6cho dans l ’opinion. Cette propagande a su d6ficeler ä sa m antere le 
” paquet fm ancier” et isoler la TVA de son contexte. Elle en a fait oublier du 
mSme coup la revision de l’im pot de d6fense nationale dont pou rtan t la ma- 
jorit6 des contribuables auraient b6n6fici6, les couches sociales qui devaient en 
profiter n ’ayant que rarem ent appr6ci6 l’altegement que cette rdforme fiscale 
repr^sentait pour elles.
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